
Auszug aus dem Bayerischen Hochschulgesetz (BayHSchG) –in der Fassung 
vom 23.5.2006

Art. 4 Gleichberechtigung von Frauen und Männern, Frauenbeauftragte

(1) 1Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und berücksichtigen diese als Leitprinzip; sie 
wirken auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 2Zur
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern werden Frauen unter Beachtung 
des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes) 
gefördert. 3Ziel der Förderung ist eine Steigerung des
Anteils der Frauen auf allen Ebenen der Wissenschaft.

(2) 1Frauenbeauftragte achten auf die Vermeidung von Nachteilen für Wissenschaftlerinnen, 
weibliche Lehrpersonen und Studierende; sie unterstützen die Hochschule in der Wahrnehmung 
ihrer Aufgabe nach Abs. 1. 2Frauenbeauftragte werden für die Hochschule vom Senat, für die 
Fakultät vom Fakultätsrat aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich tätigen 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals gewählt. 3Für die Hochschule gewählte 
Frauenbeauftragte gehören der Erweiterten Hochschulleitung und dem Senat, für die Fakultäten 
gewählte Frauenbeauftragte dem Fakultätsrat und den Berufungsausschüssen (Art. 18 Abs. 4 Satz 2 
BayHSchPG) als stimmberechtigte Mitglieder an. 4Im Übrigen regelt die Grundordnung die 
Mitwirkung der Frauenbeauftragten in sonstigen Gremien; sie kann vorsehen, dass für 
Frauenbeauftragte stellvertretende Frauenbeauftragte bestellt werden.

(3) 1Die Hochschule stellt den Frauenbeauftragten zur wirksamen Erfüllung ihrer Aufgaben in 
angemessenem Umfang Mittel zur Verfügung. 2Frauenbeauftragte
sollen für die Dauer ihrer Tätigkeit unter Berücksichtigung des Umfangs ihrer Aufgaben von 
anderen dienstlichen Aufgaben entlastet werden. (4) Eine angemessene Vertretung von Frauen und 
Männern in den Gremien ist anzustreben.

(5) Gesetzliche Bestimmungen für Frauenbeauftragte gelten auch für männliche Frauenbeauftragte.

Art. 19 Organe und Organisationseinheiten

(6) 1Die Grundordnung kann insbesondere für das Zusammenwirken von Fakultäten die 
Einrichtung von Gremien vorsehen, die nicht in diesem Gesetz geregelt sind. 2Bei der 
Zusammensetzung dieser Gremien sind die Mitgliedergruppen nach Art. 17 Abs. 2 Satz 1 nach der 
Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit der Mitglieder zu berücksichtigen; einem 
Gremium nach Satz 1 soll die Frauenbeauftragte der Hochschule oder einer Fakultät 
angehören. 3Die Grundordnung trifft die näheren Regelungen über die Zusammensetzung und 
Aufgaben dieser Gremien.

Art. 31 Fakultätsrat

(1) 1Dem Fakultätsrat gehören an 
1. der Dekan oder die Dekanin,
2. der Prodekan oder die Prodekanin sowie etwaige weitere Prodekane oder Prodekaninnen,
3. der Studiendekan oder die Studiendekanin oder, sofern eine Fakultät mehrere Studiendekane oder 
Studiendekaninnen hat, eine von diesen zu bestimmende Vertretung,



4. sechs Vertreter oder Vertreterinnen der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (Art. 17 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1),
5. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2),
6. ein Vertreter oder eine Vertreterin der sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Art. 17 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3),
7. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der Studierenden, 
8. die Frauenbeauftragte.

2Die Grundordnung kann bestimmen, dass
1. dem Fakultätsrat die doppelte Zahl von Vertretern oder Vertreterinnen nach Satz 1 Nrn. 4 bis 7 
angehört,

(2) 1Der Fakultätsrat ist zuständig in allen Angelegenheiten der Fakultät, für die nicht die 
Zuständigkeit des Dekans oder der Dekanin oder eines anderen Organs der Fakultät bestimmt ist. 
2Der Fakultätsrat soll seine Beratungen auf Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung 
beschränken und, soweit dies die Art der Angelegenheit zulässt, diese dem Dekan oder der Dekanin 
allgemein oder im Einzelfall zur Erledigung zuweisen.

(3) Der Fakultätsrat kann beratende Ausschüsse einsetzen; in diesen sollen die in Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 4 bis 7 genannten Mitgliedergruppen in dem dort festgelegten Verhältnis vertreten sein 
und bei der Bestellung der Mitglieder eines Ausschusses beteiligt werden; die 
Frauenbeauftragte der Fakultät ist Mitglied dieser Ausschüsse.

Art. 41 Verfahrensregelungen 

(1) 1Entscheidungen in Personalangelegenheiten erfolgen in geheimer Abstimmung, soweit nicht 
das Gremium einstimmig eine offene Abstimmung beschließt.

Anm:: Diese Bestimmung ist insbesondere in Berufungsausschüssen von zentraler Bedeutung!


